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Eine lnsolvenz droht gerade

vielen Unternehmen. Gut,

dass die Anttagspflicht pet

Gesetz aufgeweicht wurde.

Nicht so gut, dass damit viele

Haftu ngsrisi ken entstehen.

Das bitgt nicht nur Gefahren

für Managett sondern auch für

deren Berater.

von Markus Lembeck
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I I t issen Sie noch, was sie an Siivester

lru zorl g.,nu.]lt haben? Besinnungslos
Ü Ü gefeier:t und Raketen abgeleuert? Auf

das nächste erfolgreiche Jahr angestoßen? Für
Manager ist das Ende des letzten Geschäftsjahres

aus gesundheitlichen Gründen ein entscheiden-
des Datum, denn: Wer damals flt war, darf jetzt
krank sein.

Gemeint ist nicht Covid-19, gemeint ist die
wirtschaftliche Gesundheit. Denn mit der Coro-
na-Gesetzgebung des Bundestags zur Insolvenz-
antragspflicht im März wurde folgende Vermu-
tung formuliert: Ein Unternehmen, das am
31.12.2019 nicht zahlungsunfähig war, ist wo-
möglich erst durch die Pandemiebekämpfung
insolvenzreif geworden. Sobald der Spuk vorbei
ist, so impliziert das Gesetz, hat das Unterneh-
men plausible Aussichten, seine aktuelle Zah-
lungsunfähigkeit zu beseitigen.

Gegen die Ausnahmen
Bis Ende September muss demnach nie-
mand einen Insolvenzantrag stellen - je nach
wirtschaftlicher Großwetteriage ist eine Ver-
längerung möglich.,,Ein wichtiges Haftungsthe-
ma, bei dem jeder Insolvenzverwalter ansetzt, ist
die verspätete Antragstellung. Das ist jetzt we-
sentlich entschärft", meint Dr. Wolfram Desch,
Haftungs- und Anfechtungsexperte bei GvW Graf
von Westphalen in München. ,,Aber im Nachhi-
nein kann sicherlich ein Verwalter oder Gläubi-
ger die Frage aufwerfen, ob die Antragspflicht
im konkreten Fall wirklich ausgesetzt war. Für
die Organe einer Gesellschaft ist es deshalb sehr
wichtig, sorgfältig zu dokumentieren, ob die In-
solvenzreife wirklich auf den Auswirkungen der
Corona-Krise beruht und zudem Aussichten be-
stehen, eine eventuell eingetretene Zahlungsun-
fähigkeit zu beseitigen. "

Viele Firmen werden so geschwächt aus der
Corona-Rezession herauskommen, dass ihnen die
ausgesetzte Antragspflicht wenig nutzt. ,,Der Ge-

setzgeber hat zweifellos schnell gehandelt, indem
er die Antragspflicht ausgesetzt hat. Aber es gibt
etliche Unwägbarkeiten aus Sicht der betroffenen
Unternehmen, die mit den Vermutungen und Aus-
nahemeregeln des Gesetzes zusammenhängen",
sagt Dr. Matthias Hofmann, einer von zwei Part-
nern der Münchner Kanzlei Pohlmann Hofmann.
Als Verwalter beschäftigt ihn zurzeit vor allem das
Verfahren des Autozulieferers WK Plastics, das -
ohne Bezug zur Corona-Krise - bereits im Januar
begann. ,,Jeder Geschältsführer kann sich zwar
auf die lm Gesetz genannten Ausnahmen berufen,
aber alle anderen, besonders natürlich die Gläu-
biger, können den Gegenbeweis antreten, dass ein
Insolvenzantrag doch schon früher erforderlich
war."
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Falls es also im Herbst oder später (Die Insol-
uenzwelle kommt, Seite 75) doch noch zu einetr
Insolvenzantrag kommt, gehen die Mitarbeiter der
Insolvenzverwalterbüros in jedem Einzelfall auf
Forschungsreise. Wie hartnäckig viele Insolvenz-
verwalter Ansprüche aus Anfechtung und Haf-
tung geltend machen, macht sie nicht sonderlich
beliebt - aber sie tun es letztendlich doch nur, unl
den Gläubigern zu ihrem Geld zu verhelfen.

Dass die Akten aus der Corona-Zeit dann
ebenso gründlich durchforstet werden, dürfte sich
von selbst verstehen. Der ultimativ kurzsichtige
Trick, mit dem manche Manager Anfechtungs-
ansprüche umgehen wollen - nämlich bilaterale
Absprachen mit einzelnen Gläubigern nur telefo-
nisch und ohne schriftliche Notiz zu treflen - dürf-
te dabei keine Chance haben. ,,Ob Corona dafür
ausschlaggebend war, dass ein Unternehmen
zahlungsunfähig geworden ist, muss sorgfältig
analysiert und niedergelegt werden", meint Hof-
mann.,,Unter I{aftungsgesichtspunkten würde ich
mich nicht daraufausruhen, dass am 31.12. noch
alles in Ordnung war * das Unternehmen und sei-
ne Berater sollten all ihre Maßnahmen dokumen-
tieren. Wie verlief zum Beispiel das Geschäft bis
Ende Februar, als es in den allermeisten Branchen
noch keine wirklichen Krisenphänomene, insbe-
sondere keine wirtschaftlichen Beschränkungen
gab? Welche Gespräche über eine weitergehende
Finanzierung wurden später geführt? Wie sieht
eine neue Geschäftsplanung aus, inklusive der
in Anspruch genommenen Finanzhilfen?" Als

erfahrener Sachwalter und Verwalter sieht Hof

GvW-Partner Wolftam Desch rät dazu, alle Sanierungs'
alternativen gründlich zu prüfen,
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nann auch einen Insolvenzalttuag cher
ais Sanicrungsch:rncc clerut als Ilislko:
,,Jedel Bcrater solltc auch einct-r Plan B

entrvcrf'en - uncl cine gecignete hückfalle-
Jrenc r,r,äre ein htsolvcr-rzverf'ahren, gcra-
dc unter Nutzung von Eigeuverrvaltung,
Schutzschirm und Insolvenzplan. "

Verrückte Dinge tun
Doch in-i Moment dürfen Untemehmcns-
lenker nicht nur auf einen ltrsolvenzan-
trag verzichten, sondcrn köruen sogar
Dinge turr, die ilutcn aus insolvenzrecht-
lichcr Perspektivc ansonsten rnit Sicher-
hcit um dic Ohren fliegen n'ürden - wei-
ter Rcchnungen bczahlen, neucs Geld
leihcn und jedc Nlenge -lretrninen igno-
rieren, die ihner das At.rf'echtungsrecht
nach dcr.r Paragrafcn 129ff. cler Insol-
venzordnung (lnsO) in den Weg- legt. Der
prozesserfahrene Gv\{LPartner Dcsch lst
skeptisch, ob darllt a1les gut tvir:d: ,,Ei-
uc spritere Llallung für dicse Zahlungen
lst niclrt vollurnfänglich ausgesetzt, son-

Nach Einschätzung von Matthias Hofmann von
Pohlmann Hofmann sollten die wirtschaftlichen
Daten gründlich auf bereitet werden.
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dern nur sor'veit gclcistete Zahlungen
der Sorgfalt cines ordentlicheu und ge-

u'isscnhaften Geschäftsleiters entspre-
chen. Aus viclen Ilaftungsprozessen ist
bckannt, r,vic schwicrig es ist, eine Pri,
vilegierung von Zahlungen hieb- und
stichfest nachzurvcisen." Lt normalcn
Zeitcn seien dic Nlaßstäbe sehr strcng.
,,Das soll in dcr Corotra-I(rise niclrt gel-
ten. Dennoch: Wenn spüter einmal dic
Geschäftsvorgänge aus der Corona-
Phase durchleuchtet rverdeu, könnte es

trotz del gesetzlichen Äusuahtlerege-
lung nrassive Probleme geltelt."

So hcrrscht allerrtl'ralben kcine Party-
stimmung, deutlich anders als noch an
Silr'ester. Zu verstiircncl ist die l(rise.
Zr,var hören auch Anu'älte voLeinzelt vor-r

cleveren Nianclanten die iVleinung, dass
die staatliche Liclulclitätsspritze durch-
aus nicht nur dcl Aufreclrterhaitung cles

Ges chällslt ctliebs clicr-tctn tnuss, sond ern
aul rvundersamc Weise zur Ablösung
von Gesellschafterdarlehcn führt. Das
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klingt so gar nicht nach dem Grundprinzip der
InsO, nämlich der Gleichbehandlung aller Gläubi-
ger. Und überhaupt: Die gesunden Unternehmen,
so ist iandauf, landab zu hören, holen sich jetzt
viel Geld am Markt. Ausschließlich die Gesunden

- denn jede solide Bank oder Sparkasse wird für
eine Kreditvergabe eine positive Fortführungs-
prognose verlangen, die wegen der Krise gerade
schwer zu belegen ist. Welcher Banksachbearbei-
ter möchte für eine leichtfertige Kreditvergabe
haften, selbst wenn sie nur zehnProzenl beträgt,
weil der Rest von der KfW abgedeckt wird?

Aber das schwerwiegendere Argument ge-

gen ausgelassene Freude ist: Eine Fülle von Haf-
tungsrisiken bleibt auch mit der Aussetzung der
Insolvenzantragspflicht bestehen - Risiken für
Manager, aber auch deren Berater. ,,Die aktuel-
le Lage ist für jeden Geschäftsführer eine große
Herausforderung", sagt Dr. Frank Schäffler von
Menold Bezler in Stuttgart. ,,Die ausgesetzte In-
solvenzantragspflicht wird im Gesetz nur über
die Zahlungsunfähigkeit hergeleitet. Bekanntlich
ist in der InsO aber auch die Überschuldung ein
Insolvenzgrund." Haftungsthemen werden im-
mer nachträglich aufgeworfen, mit einer Frist
von fünf Jahren. So könnte es noch in einigen
Jahren vorkommen, dass Geschäftsführer sich
dafür rechtfertigen müssen, Irotz ausreichender
Liquidität den Schuldenstand falsch interpre-

Die

Gorona-

Folgen

müssen

sorgfältig

dokumen-

tiert
wgrden.

tiert zu haben. Matthias Hofmann rät deshalb
eindringlich zur Beschäftigung mit den Zahlen.
,,Wichtig ist, alle Schritte zu dokumentieren und
in Zahlen belegen zu können, dass die Lösungen,
die man zur Sanierung verfolgt, auch tatsächlich
die Probleme lösen." Sein Aufruf dürfte vor al-
lem die kreativen Sanierungsberater ansprechen:
,,Standardlösungen werden in der aktuellen Lage
operativ nicht mehr funktionieren. "

Auch Unterlassen schadet
Apropos Standardlösung: Manche D&O-Versiche-
rung verspricht Geschäftsführern eine Kosten-
übernahme, um die Insolvenzreife des eigenen
Unternehmens mithilfe eines externen Beraters
zu überprüfen. Eigentlich eine gute Sache, gerade
wenn die Krisensignale in jeder Richtung blinken.
Der D&O-Versicherungsnehmer sollte allerdings
überprüfen, wie streng ihn seine Police darauf
festlegt, das Beratungsergebnis umzusetzen -
denn was ihn von der Haftung befreit, könnte eine
Sanierungsalternative blockieren.

Ein weiterer haftungsrelevanter Punkt betrifft
laut Schäffler das aktive unternehmerische Han-
deln. Gerade im Südwesten sind Maschinen- und
Anlagenbauer stark, die auf langfristige Auftrags-
sicherung setzen: ,,ln vieien Branchen ist es es-

senziell wichtig, auch jetzt neue Verträge über
langlaufende Projekte oder Lieferverträge ab-



schließen zu können", sagt der Menold Bezler-Partner. ,,Aber

wenn die Geschäftsführer durch Corona eine Durchflnanzie-

rung nicht vorweisen können, ja sogar Insolvenzantrag stellen

müssten - können sie dann guten Gewissens Verträge abschlie-

ßen? Es tut sich ein riesiges Spannungsfeld auf zwischen der

Nicht-Antragspflicht und der Gefahr, andere Unternehmen zu

schädigen."
Letzteres nicht nur durch falsches Handeln, sondern auch

durch Unterlassung. Ein Manager, derjetztjedes Risiko scheut,

schädigt vielleicht gerade dadurch sein Unternehmen. Doch

vielleicht ist das Abschneiden von alten Schulden jetzt der bes-

te Rat, den ein Berater geben kann. Je nach Branche ist es un-

denkbar, die Zahlungsausfälle der Krisenmonate schnell wieder
auszugleichen - sollte der nächste Gewinn erst wieder in vier

oder fünl Jahren ['ließen.
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Frank Schäffler von Menold Bezler sleht
Mandanten unter Druck gelaten,
die neue Velträge abschlleßen wollen-

Zeitdruck ist üblich in Sanierungssituationen - selbst dann,

wenn für eine Übergangsphase genug Liquidität vorhanden
ist. Der Gegenpol dazu ist die Haftungslage, die in der Regel

mit genügend Zeit aufbereitet werden kann. Trotz der ge-

setzlichen Kulanz bei der Antragspflicht ist beides gefragt:

schnelles und umsichtiges Handeln. ,,Aus der Beraterperspek-

tive ergibt sich allein aufgrund der Aussetzung der Antrags-
pflicht keine eindeutige Marschrichtung", sagt GvW-Partner

Desch. ,,Man kann trotzdem weiter in ein Insolvenzverfahren
gehen, wenn es der richtige Weg ist. Dann sollte aber die Zu-

stimmung der Gesellschafter zu der freiwilligen Antragsteliung
eingeholt werden." Und wenn dann Manager und Firmenbe-
sitzer an Silvester 2020 alleine feiern sollten, liegt das nur an

den Distanzregeln und nicht an einem Streit um verlorenes

Geld. r
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DIE INSOLVENZWELLE KOMMT
Um 6,3 Prozent könnte das deutsche Bruttoinlandsprodukt in diesem Jahr schrumpfen. Die Restrukturierungsboutique

Falkensteg hat in einer Umfrage unter lnsolvenzverwaltern deren Einschätzung der Krisenlage erhoben:

I Eine Welle von lnsolvenzanträgen wird im September/

Oktober 2O2O erwarlet. Bereits im Juni könnte aber ein

erster Anstieg erfolgen.

I Zwei von fünf Umfrageteilnehmern gehen von einem Anstieg

zwischen 10 und 19 Prozent aus, rund ein Drittel der Befrag-

ten befürchtet eine Steigerung von über 20 Prozent.

I Das Kurzarbeitergeld und direkte staatliche Zuschüsse sind

wesentliche Maßnahmen zur Krisenbekämpf ung. Dagegen

spielen die KfW-Kredite mit Bankhaftung und weitere Fremd-

finanzierungen keine große Rolle.

I Meldet das Unternehmen lnsolvenz an, dann bevorzugen die

Verwalter die Eigenverwallung(72 Prozent) vor dem Schutz-

schirmverfahren (64 Prozent) als Sanierungsansatz.

86 Prozent der Studienteilnehmer halten das lnsolvenzgeld

für das wichtigste lnstrument.

Quelle: Falkensteg Covid-1g-Studie, Aptil 2O2O.


